
 

17. Wahlperiode 07.12.2017 Drucksache 17/19530 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Antrag 

der Abgeordneten Hans-Ulrich Pfaffmann, Inge Aures, Georg Ro-
senthal, Diana Stachowitz SPD 

Europäische Werte vermitteln – Schulbildung als Voraussetzung 
für die Zukunft Europas 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, in Bayern dafür Sorge zu tra-
gen, dass die vom Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss 
(EWSA) geforderte Vermittlung von „Bildungsinhalten über die EU, die 
europäischen Werte und die Unionsbürgerschaft in den Grund- und 
Sekundarschulen“ sowie Berufsschulen gewährleistet wird. 

Zudem möge sie dem Ausschuss für Bundes- und Europaangelegen-
heiten sowie regionale Beziehungen schriftlich berichten, in welchem 
Umfang derzeit welche Bildungsinhalte zu den Themen Europa und 
Europäische Union in den bayerischen Lehrplänen für die verschiede-
nen Jahrgangsstufen der oben gennannten Schulen enthalten sind 
und inwiefern die Staatsregierung gedenkt, das Staatsinstitut für 
Schulqualität und Bildungsforschung (ISB) zu beauftragen, diese 
Themenkomplexe zukünftig stärker bei der Entwicklung der Lehrpläne 
für bayerische Schulen zu berücksichtigen. 

 

 

Begründung: 

Bildung ist nicht nur auf Landesebene ausschlaggebend für die zu-
künftige soziale und wirtschaftliche Entwicklung, sondern hat in der 
Europäischen Union ebenfalls einen nicht zu unterschätzenden Ein-
fluss auf deren Zukunft. 

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss hebt in diesem 
Zusammenhang hervor, dass auch das Engagement der Bürgerinnen 
und Bürger eng mit modernen Bildungs- und Ausbildungssystemen 
auf allen Ebenen verbunden ist und insbesondere auch die Zukunft 
der jungen Generation entscheidend von Bildung abhängt. Aufgrund 
des Subsidiaritätsprinzips und der in Deutschland bei den Ländern 
liegenden Zuständigkeit für Bildung, ist hier insbesondere der Frei-
staat Bayern gefordert, entsprechende Bildungsinhalte zu Europa und 
zur Europäischen Union verstärkt in die Lehrpläne der bayerischen 
Schulen aufzunehmen. 

Die zunehmende Präsenz von europapolitischen Themen im Alltag 
aller Bürgerinnen und Bürger, auch schon in sehr jungen Jahren, und 
das gleichzeitig wachsende Interesse insbesondere der Jugendlichen 
an Europa und der EU untermauert diese Notwendigkeit. 

 


